
in solchen Prozessen selbst als Kläger aufzutreten und 
selbständig Rechtsmittel einzulegen. Ob er solche Mög­
lichkeit bei einer Neukodifizierung unseres Zivilprozeß­
rechts erhalten wird, wird wesentlich von der Entwick­
lung der Tätigkeit unserer Staatsanwälte auf den in 
Rede stehenden Gebieten abhängig sein. Aber auch die 
bei uns bestehende gesetzliche Regelung gibt unseren 
Staatsanwälten große und ehrenvolle Möglichkeiten, 
als Funktionäre unseres Staats, die aus der Arbeiter­
klasse stammen und ihr in ihrem täglichen Wirken aufs 
engste verbunden sind, als verständnisvolle Kenner der 
Lebensverhältnisse, aus denen die Rechtsstreitigkeiten 
der Bürger erwachsen, und als Marxisten-Leninisten 
zur Findung richtiger gerichtlicher Entscheidungen bei­
zutragen. Dabei hat der Staatsanwalt sich mit keiner 
der streitenden Parteien zu identifizieren, er ist weder 
Parteivertreter noch Streitgenosse einer Partei. Er ist 
Vertreter unseres stolzen Staates der Arbeiter und 
Bauern. Er ist auch weder Anhängsel des Gerichts noch 
dessen Kontrolleur. Ihm steht eine systematische Kon­
trolle der ergangenen gerichtlichen Entscheidungen 
nicht zu, und er darf deshalb, wie im „Handbuch für 
den Staatsanwalt“ (S. 159) ausgeführt, auch nicht Ur­
teilssammlungen der Gerichte zu dem Zweck anfordern, 
die ergangenen Entscheidungen auf ihre Kassations- 
bedürftigkeit zu überprüfen. Er soll mitwirken in allen 
Sachen, in denen ihm die Mitwirkung zur Pflicht ge­
macht ist: in allen Rechtsstreitigkeiten, die für die Ent­
wicklung unserer Ordnung von Bedeutung sind, ins­
besondere in allen Prozessen, in denen eine Partei 
Rechtsträger von gesellschaftlichem Eigentum ist oder 
in denen grundsätzliche Rechtsfragen zur Entscheidung 
stehen.

Betrachten wir den gegenwärtigen Stand der Mit­
wirkungstätigkeit unserer Staatsanwälte in zivil- und 
arbeitsgerichtlichen Verfahren, so müssen wir feststel­
len, daß er noch lange nicht befriedigend ist, wenn auch 
nicht mehr, wie vielleicht noch im Jahre 1954, davon 
gesprochen werden kann, daß der Staatsanwalt im Zi­
vil- und Arbeitsrechtsprozeß nicht nennenswert in Er­
scheinung tritt.

In erstinstanzlichen Verfahren vor den Bezirks­
gerichten wirkt der Staatsanwalt jetzt überall mit, in 
zweitinstanzlichen Verfahren nur mit Auswahl, nach 
schwerpunktmäßigen Gesichtspunkten. Erheblich schlech­
ter steht es mit der Mitwikung der Bezirksstaatsanwälte 
bei den Bezirksarbeitsgerichten. Hier wird zwar teil­
weise auch schwerpunktmäßig, vielfach aber unsyste­
matisch und sporadisch mitgewirkt, ein Mangel, der 
schleunigst überwunden werden muß. Immerhin haben 
einige Bezirksstaatsanwälte, insbesondere die in Karl- 
Marx-Stadt, Gera und Magdeburg, ihre Mitwirkung in 
zweitinstanzlichen Arbeitsrechtssachen im 1. Halbjahr 
1955 gegenüber dem 2. Halbjahr 1954 nicht unerheblich 
gesteigert, so der Bezirksstaatsanwalt in Magdeburg 
von 35 auf 115 Verfahren.

Bei den Kreisgerichten ist die Mitwirkung höchst 
unterschiedlich. Es gibt Kreisstaatsanwälte, wie z. B. 
den in Sternberg, die im 1. Halbjahr 1955 überhaupt 
nicht mitgewirkt haben. Es gibt aber auch Kreisstaats­
anwälte, deren Mitwirkungstätigkeit Lob und Aner­
kennung verdient, so die des Kreisstaatsanwalts in 
Oschatz, der in dem genannten Zeitabschnitt an 
113 Verfahren, und die des Kreisstaatsanwalts Pots­
dam-Land, der an 168 Verfahren teilgenommen hat, 
sowie die der Kreisstaatsanwälte in Stalinstadt, See- 
low und Fürstenwalde, deren Tätigkeit in Zivilverfah­
ren sämtlich den Anfall an Strafsachen überstieg. In 
Berlin-Mitte hat der Staatsanwalt in dem genannten 
Zeitabschnitt sogar an 209 Zivilverfahren mitgewirkt.

In Verfahren vor den Kreisarbeitsgerichten ist die 
Mitwirkung der Kreisstaatsanwälte noch erheblich 
schwächer. Es gibt einige hoffnungsvolle Ansätze, 
z. B. die Tätigkeit des Kreisstaatsanwalts in Stendal, 
der an 23 Arbeitsgerichtssachen mitgewirkt hat. Es gibt 
aber auch völlige Versager, wie den Kreisstaatsanwalt 
in Staßfurt, den das Kreisarbeitsgericht nicht ein ein­
ziges Mal gesehen hat. Diese mangelhafte Tätigkeit der 
Kreisstaatsanwälte kann weder mit der von der Orga­
nisation der Justizorgane abweichenden Organisation 
der Kreisarbeitsgerichte noch damit entschuldigt wer­
den, daß den Kreisstaatsanwälten Terminsnachrichten

und Prozeßunterlagen nur selten übersandt werden. 
Sie müssen eben dafür sorgen, daß sie ihnen übersandt 
werden ! Gerade das Gebiet des Arbeit'srechts, wo es um 
ihre Arbeit, um ihren Lohn geht, steht im Vordergrund 
des Interesses unserer Werktätigen, und unsere Staats­
anwälte 'als frühere Werktätige müssen diesem Gebiet 
freudig ihre besondere Aufmerksamkeit zuwenden. Sie 
müssen deshalb im Sinne der Wahrung der Interessen 
unserer Werktätigen engen Kontakt mit den Kreis­
arbeitsgerichten hersteilen und gemeinsam mit ihnen 
die sehr im argen liegende Tätigkeit des FDGB auf 
diesem Gebiet aktivieren, insbesondere dabei mithelfen, 
daß die für die Werktätigen im Rechtsstreit auftreten­
den Prozeßvertreter in ganz anderer Weise qualifiziert 
werden, als es bislang der Fall ist. Sie müssen sich aber 
auch stärker bemühen, die geltenden Normen des Ar­
beitsrechts, insbesondere die von unserem Staat ge­
schaffenen arbeitsrechtlichen Vorschriften, zum festen 
Bestandteil ihres Wissens zu machen. Das wird ihnen 
die Handhabung des kommenden neuen Arbeitsgesetz­
buchs erleichtern.

Die Arbeit der Kreisstaatsanwälte in bezug auf die 
Kontrolle der Konfliktkommissionen ist mancherorts 
noch mangelhaft; es gibt einige Kreisstaatsanwälte, die 
weder die Zahl der in ihrem Kreis existierenden Kon­
fliktkommissionen kennen, noch wissen, wo sie be­
stehen. Im allgemeinen aber kann die Tätigkeit der 
Staatsanwälte auf diesem Gebiet als befriedigend 
bezeichnet werden. Sie haben erkannt, daß hier ein 
bedeutender Schwerpunkt gegeben ist und daß sie be­
lehrend, anleitend und schulend bei den Konfliktkom­
missionen tätig sein müssen, wenigstens solange, als die 
Direktoren der Kreisarbeitsgerichte und ganz besonders 
der FDGB diese Aufgabe nur unzulänglich erfüllen. Bei 
ihren Schulungen, bei der Organisierung des Erfah­
rungsaustausches und bei Vorträgen, bei denen ins­
besondere die neue, für das Recht der Kündigung (§ 9 
KündVO) so bedeutsame Richtlinie Nr. 4 des Obersten 
Gerichts erläutert wurde, sind unsere Staatsanwälte 
teilweise sehr erfolgreich gewesen. Sie haben feststellen 
können, wie groß das Bedürfnis unserer Werktätigen 
nach Rechtsbelehrung ist, wie sehr sie danach verlan­
gen, das in unserem Arbeiter-und-Bauern-Staat geltende 
Arbeitsrecht kennenzulemen. Andererseits haben die 
Staatsanwälte bei solchen Gelegenheiten die Auffassung 
der Werktätigen kennengelernt und im Erfahrungs­
austausch wertvolle Erkenntnisse mit nach Hause ge­
nommen. — Es hat sich bei der Teilnahme der Staats­
anwälte an Sitzungen der Konfliktkommissionen und 
bei der laufenden Einsichtnahme in deren Beschlüsse 
gezeigt, daß die Kommissionen ihrer Aufgabe, die sozia­
listische Arbeitsdisziplin durchzusetzen und an der 
Fortentwicklung unseres Arbeitsrechts mitzuwirken, 
durchweg gerecht werden. Die Fälle, in denen der 
Staatsanwalt Aufhebungsanträge nach § 31 KKVO stel­
len mußte, sind wider Erwarten gering. Immerhin 
würde, so denke ich, eine sehr exakte und von tiefer 
Kenntnis unseres Arbeitsrechts getragene Nachprüfung 
der Beschlüsse der Konfliktkommissionen die Zahl der 
Aufhebungsanträge vermehren. In Berlin sind im 
1. Halbjahr 1955 allein 67 Aufhebungsanträge gestellt 
worden.

Fragt man nach den Ursachen der im ganzen noch 
unzulänglichen Arbeit der Staatsanwälte auf dem Ge­
biet der Mitwirkung in Zivil- und Arbeitsrechtssachen, 
so wird in erster Linie die „Scheu“ der Staatsanwälte 
geltend gemacht, ihre „Hemmungen“, auf diesen Ge­
bieten tätig zu sein. Ich habe einen Staatsanwalt ge­
sprochen, der mir erzählte, wie er im Anfang voll 
Beklemmungen im Gerichtstermin auf seinem Stuhl 
gesessen habe, sich überflüssig vorgekommen sei und 
nicht gewagt habe, gegenüber den „viel mehr wissen­
den“ Richtern seine eigene Meinung zu sagen, aber 
auch, wie er diese Scheu überwunden habe und wie in 
zunehmendem Maße der Richter von sich aus um seine 
Mitwirkung ersucht habe. Diese Scheu ist eine falsche 
Scheu. Der Staatsanwalt in unserem Staat der Arbeiter 
und Bauern bringt so viel Staatsbewußtsein, so viel an 
Kraft seiner Weltanschauung mit in den Gerichtssaal, 
daß ihn all das allein schon befähigt „mitzuwirken“, 
wenn auch zu Beginn in bescheidenem Maße. Er muß 
nicht schon im ersten Mitwirkungstermin seine Auf-
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